
www.GesundheitsRecht.com 
 

 

 

 
Newsletter  

Neues aus dem Bereich des Gesundheitsrechts 
April 2026 

 

 
GesundheitsRecht.com 

 
   

 

 
 
  
      
 
 
 
Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten, 
sehr geehrte Geschäftspartnerinnen und Geschäftspartner,  
 

in der April-Ausgabe unseres Newsletters erwarten Sie wichtige und praxisrelevante Ent-
scheidungen aus unterschiedlichen Bereichen des Gesundheitsrechts. Der BGH klärte 
beispielsweise die Zulässigkeit von Werbung für ärztliche Behandlungen mit medizini-
schem Cannabis nach dem Heilmittelwerberecht. Das OLG Nürnberg befasste sich damit, 
ob die Bezeichnung als „Fachzentrum für medizinische Haarentfernung“ irreführend sei 
und das OVG Rheinland-Pfalz stellte fest, dass das Beschwerderecht nach der DSGVO 
mit dem Tod einer Person erlösche. 
 
Wir wünschen Ihnen viel Vergnügen beim Lesen! 
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______________Urteile aus dem Bereich des Gesundheitsrechts ______________

BGH: Werbung für ärztliche Behand-
lungen mit medizinischem Cannabis 
verstößt gegen das Heilmittelwerbe-
recht 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat ent-
schieden, dass der Betreiber einer On-
line-Plattform zur Vermittlung von Be-
handlungen mit medizinischem Cannabis 
gegen das heilmittelwerberechtliche Ver-
bot der Publikumswerbung für verschrei-
bungspflichtige Arzneimittel verstößt, 
wenn er unter Verweis auf die mit medi-
zinischem Cannabis therapierbaren Be-
schwerden Behandlungsanfragen bei ko-
operierenden Ärzten ermöglicht. 
 
Die Klägerin ist die Wettbewerbszentrale. 
Die Beklagte betreibt ein Internetportal 
zur Vermittlung von ärztlichen Behand-
lungen mit Cannabis zu medizinischen 
Zwecken. Dort bietet sie Interessenten 
die Möglichkeit, Termine mit niedergelas-
senen Ärzten für Behandlungen mit me-
dizinischem Cannabis zu vereinbaren. 
Die Beklagte steht hierzu in einer vertrag-
lichen Verbindung mit Ärzten. Dass diese 
Ärzte den Interessenten unter Umstän-
den präsentiert werden, ist nach Darstel-
lung der Beklagten eine von ihr unter den 
Verträgen zu erbringende Dienstleistung. 
Weitere Serviceleistungen beinhalten 
den Terminservice, die Dokumentations-
verwaltung, Administrationsaufgaben 
einschließlich IT-Services sowie unter 
Umständen die Vermietung von Praxis-
räumen. Die Beklagte erhält hierfür eine 
Vergütung, deren Höhe einem prozentu-
alen Anteil an der jeweiligen ärztlichen 
Honorarforderung entspricht. Die Ärzte 
sind privatärztlich tätig. Im Konzernver-
bund mit der Beklagten stehen eine phar-
mazeutische Großhändlerin mit der Er-
laubnis zur Einfuhr von und zum Handel 
mit Arzneimitteln mit Schwerpunkt auf 

Cannabis zu medizinischen Zwecken so-
wie ein Unternehmen, das einen Markt-
platz für Versandapotheken für Cannabis 
zu medizinischen Zwecken betreibt und 
dort Ausstattung für den Cannabiskon-
sum anbietet. Der Internetauftritt der Be-
klagten enthält verschiedentliche Anga-
ben zur Behandlung mit medizinischem 
Cannabis bei Krankheitsbildern wie chro-
nischen Schmerzen, Depressionen, Mig-
räne, ADHS und Schlafstörungen. Die 
Klägerin sieht in dem Internetauftritt der 
Beklagten einen Verstoß gegen das heil-
mittelrechtliche Werbeverbot. Das Land-
gericht (LG) hat den Unterlassungsan-
trag abgewiesen. Auf die Berufung der 
Klägerin hat das Berufungsgericht dem 
Antrag hinsichtlich bestimmter Internet-
seiten stattgegeben. Mit ihrer vom Beru-
fungsgericht insoweit zugelassenen Re-
vision verfolgt die Beklagte ihren Antrag 
auf Klageabweisung weiter. 
 
Die Revision der Beklagten blieb vor dem 
BGH erfolgslos. Das Berufungsgericht 
habe zu Recht angenommen, dass die 
Beklagte gegen das in § 10 Abs. 1 HWG 
geregelte Verbot der Publikumswerbung 
für verschreibungspflichtige Arzneimittel 
verstoßen habe. Laut der Vorschrift darf 
für verschreibungspflichtige Arzneimittel 
nur bei Ärzten, Zahnärzten, Tierärzten, 
Apothekern und Personen, die mit diesen 
Arzneimitteln erlaubterweise Handel trei-
ben, geworben werden. Dieses Verbot 
stelle eine Marktverhaltensregelung 
i.S.d. § 3a UWG dar. Es solle einen Fehl-
gebrauch von Arzneimitteln verhindern, 
indem vermieden würde, dass ein Ver-
braucher aufgrund der Werbung dazu 
verleitet wird, sich das beworbene Arz-
neimittel unter Umgehung der Verschrei-
bungspflicht zur Selbstmedikation zu be-
sorgen oder ein früher verschriebenes 
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Arzneimittel ohne erneuten Arztbesuch 
einzunehmen. Zudem solle es der Gefahr 
entgegenwirken, dass der Verbraucher 
seinen Arzt zur Verschreibung des be-
worbenen Arzneimittels drängt und ihn 
dadurch dazu verleitet, ein anderes als 
das von ihm zunächst bevorzugte Präpa-
rat zu verschreiben. Die Beklagte habe 
mit den Darstellungen auf ihrer Internet-
seite entgegen § 10 Abs. 1 HWG für ver-
schreibungspflichtige Arzneimittel gewor-
ben. Werbung für Arzneimittel i.S.d. § 1 
Abs. 1 Nr. 1, § 10 Abs. 1 HWG umfasse 
alle produktbezogenen Aussagen, die 
auf Absatzförderung der dargebotenen 
Arzneimittel gerichtet sind. Produktbezo-
genheit liege vor, wenn nach dem Ge-
samterscheinungsbild der Werbung die 
Anpreisung bestimmter oder zumindest 
individualisierbarer Produkte im Vorder-
grund stehe. Auch die Werbung für eine 
nicht näher eingegrenzte Vielzahl unbe-
stimmter Arzneimittel könne produktbe-
zogen sein. Indem die Beklagte sich nicht 
auf die Angabe eines Wirkstoffes be-
grenzte, sondern medizinisches Canna-
bis - als verschreibungspflichtiges Arz-
neimittel - benannte, sowie durch Anga-
ben zu seinen Anwendungsbereichen 
weiter individualisierte, seien produktbe-
zogene Aussagen getätigt worden. Un-
schädlich sei hierfür weder die fehlende 
Bezeichnung eines konkreten Herstellers 
oder Produktes, noch das Beziehen auf 
eine ganze Klasse verschreibungspflich-
tiger Arzneimittel. Durch die Angaben der 
Beklagten zu den Einsatzmöglichkeiten 
von medizinischem Cannabis habe die 
Gefahr bestanden, dass der Verbraucher 
bei den benannten Leiden ein solches 
Produkt ohne ärztliche Aufsicht oder 
missbräuchlich anwenden oder bei Arzt-
besuchen auf seine Verschreibung drän-
gen würde. Das Berufungsgericht habe 
somit richtigerweise angenommen, dass 
die Passagen der Beklagten Werbung für 

verschreibungspflichtige Arzneimittel 
darstellen würden. Maßgeblich für die 
Abgrenzung zwischen Werbung und ei-
ner einfachen Information sei, ob ihre 
Botschaft der verbreiteten Information im 
konkreten Einzelfall darauf abziele, die 
Verschreibung, die Abgabe, den Verkauf 
oder den Verbrauch von Arzneimitteln zu 
fördern. Hierfür könne von Bedeutung 
sein, ob die zu Arzneimitteln erteilten In-
formationen - wie im Internet - regelmä-
ßig nur von Personen wahrgenommen 
werden, die sich um sie aktiv bemühen, 
oder auch von Personen, die kein Inte-
resse an den jeweiligen Arzneimitteln ha-
ben und unvermutet mit der Mitteilung 
konfrontiert werden. Die sachangemes-
sene Präsentation der eigenen Leistun-
gen eines Arzneimittelunternehmens in 
seinem Internetauftritt könne gegen die 
Annahme einer Werbung sprechen. Eine 
Werbung für ein verschreibungspflichti-
ges Arzneimittel i.S.v. § 10 Abs. 1 HWG 
liege daher nicht vor, wenn ein Arzneimit-
telunternehmen auf seiner Webseite die 
Informationen in der Packungsbeilage 
oder in der von der zuständigen Behörde 
genehmigten Zusammenfassung der 
Merkmale des Mittels wörtlich und voll-
ständig wiedergibt. Etwas anderes gelte, 
wenn die Informationen Gegenstand ei-
ner vom Anbieter vorgenommenen Aus-
wahl oder Umgestaltung waren und nur 
durch ein Werbeziel erklärbar sind. Die 
Beklagte habe erkennbar beabsichtigt, 
durch die streitgegenständlichen Inter-
netpräsentationen die Verschreibung, 
den Verkauf und den Verbrauch von Can-
nabis zu medizinischen Zwecken zu för-
dern. Die Darstellungen würden sich 
nicht auf reine Informationen oder Aufklä-
rungen ohne Werbeziel beschränken. Sie 
würden darauf abzielen, eine Therapie 
mit medizinischem Cannabis bei den un-
ter dem Verweis "Zu den Erkrankungen" 
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oder nach der Auslobung "Deine Exper-
ten für die natürliche Behandlung mit me-
dizinischem Cannabis bei (…)" angeführ-
ten Beschwerden und damit zugleich me-
dizinisches Cannabis als Arzneimittel an-
zupreisen. Die Präsentationen seien da-
rauf gerichtet, die Nachfrage der Ver-
braucher nach medizinischem Cannabis 
bei den mit der Beklagten kooperieren-
den "Cannabis"-Ärzten zu beeinflussen. 
Zu beachten sei auch, dass die Beklagte 
einem Konzern angehöre, der abgese-
hen vom Anbau von Cannabis die ge-
samte Wertschöpfungskette im Can-
nabisgeschäft abdecken wolle. Bei ihrem 
Internetauftritt habe die Beklagte zum ei-
nen hiermit und zum anderen damit ge-
worben, dass sie die Interessenten bei 
der Auswahl einer Apotheke zu günsti-
gen Preisen ohne Aufwand und in hoher 
Qualität unterstütze. Es sei somit bei le-
bensnaher Betrachtung naheliegend, 
dass Patienten, denen durch mit der Be-
klagten kooperierende Ärzte medizini-
sches Cannabis verschrieben werde, die-
ses bei einer mit der Schwestergesell-
schaft der Beklagten zusammenarbeiten-
den Apotheke beziehen würden. Die Re-
vision wende zudem erfolglos ein, die Be-
klagte habe lediglich über die Möglichkeit 
einer Therapie mithilfe von Cannabis bei 
näher definierten Beschwerden aufge-
klärt. Nach Ansicht des BGH habe die 
Beklagte in den untersagten Internetpas-
sagen nicht sämtliche für Gebrauchsin-
formationen zu Arzneimitteln vorgesehe-
nen Informationen geliefert. Sie habe den 
Nutzern des Vermittlungsportals zur Be-
handlung bestimmter Beschwerden ge-
zielt eine Therapierung mit Cannabis zu 
medizinischen Zwecken vorgeschlagen 
und eine Behandlungsanfrage bei den 
mit ihr kooperierenden Ärzten ermöglicht. 
Das Berufungsgericht habe rechtsfehler-
frei angenommen, dass eine solche iso-

lierte Darstellung der Vorteile einer Can-
nabisbehandlung über eine sachange-
messene umfassende Information über 
Therapiemöglichkeiten hinausgehe und 
das Ziel der Beklagten erkennen lasse, 
die Internetnutzer zu veranlassen, bei 
den Kooperationsärzten auf die Ver-
schreibung von medizinischem Cannabis 
hinzuwirken. 
Quelle: BGH, Urt. v. 26.03.2026, I ZR 74/25  
 
 
BGH: Vorlage an den EuGH zur Reich-
weite der Dienstleistungsfreiheit bei 
der Bewerbung von ärztlichen Fernbe-
handlungen 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat dem 
Gerichtshof der Europäischen Union 
(EuGH) die Frage zur Vorabentschei-
dung vorgelegt, ob die unionsrechtliche 
Dienstleistungsfreiheit einer Regelung 
des nationalen Rechts wie § 9 HWG ent-
gegensteht. Die Norm verbietet Werbung 
für eine Fernbehandlung durch in einem 
anderen Mitgliedstaat ansässige Ärzte, 
wenn diese Fernbehandlung nicht den im 
Inland anerkannten fachlichen Standards 
entspricht. 
 
Der Kläger ist ein eingetragener Verein 
zu dessen Mitgliedern mehrere Ärzte-
kammern, Ärzte und Kliniken gehören. 
Zu seiner satzungsgemäßen Aufgabe 
gehört die Wahrung der gewerblichen In-
teressen dieser Mitglieder, insbesondere 
die Einhaltung der Regeln des unlauteren 
Wettbewerbs. Die Beklagte ist in 
Deutschland ansässig. Sie betreibt eine 
Internetseite, auf der Verbrauchern in 
Deutschland die Vermittlung einer ärztli-
chen Konsultation, d.h. Diagnose und 
Therapieempfehlung, hinsichtlich be-
stimmter Krankheitsbilder (Akne, Erekti-
onsstörungen, Haarausfall und vorzeiti-
ger Samenerguss) sowie der gegebe-
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nenfalls erforderliche Bezug von Medika-
menten über eine kooperierende Ver-
sandhandelsapotheke angeboten wird. 
Besucher dieses Online-Auftritts sollen 
zur Behandlung von Errektionsstörungen 
mittels eines online auszufüllenden Fra-
gebogens eine „Online-Diagnose“, sowie 
eine ärztliche Verschreibung in Form ei-
nes Rezepts für ein Arzneimittel gegen 
die genannten Beschwerden erhalten. Es 
erfolgt kein persönlicher Kontakt mit ei-
nem der in Irland ansässigen Kooperati-
onsärzte der Beklagten. Die „Online-Di-
agnose“ beruht im Wesentlichen auf ei-
nem textbasierten Fragebogen, der den 
Gesundheitszustand des Nutzers, Krank-
heitssymptome, Unverträglichkeiten und 
die Einnahme von Medikamenten ab-
fragt. Es erfolgen weder eine Videokon-
ferenz, noch ein Telefongespräch zwi-
schen Patient und Arzt. Die in Irland an-
sässigen und registrierten Partnerärzte 
der Beklagten stellen ein sog. Privatre-
zept aus, welches sie an eine kooperie-
rende Versandapotheke weiterleiten. 
Diese wickelt den Versand der Medika-
mente ab. Der Kläger hält die Werbung 
der Beklagten für wettbewerbswidrig und 
nimmt sie auf Unterlassung in Anspruch. 
Er begründet dies mit einem Verstoß ge-
gen § 3a UWG in Verbindung mit dem 
Verbot der Werbung für Fernbehandlun-
gen, das in § 9 HWG geregelt ist. Das 
Landgericht hat die Klage abgewiesen. 
Das Berufungsgericht hingegen hat die 
Beklagte antragsgemäß verurteilt. Es 
führte zur Begründung aus, die angegrif-
fenen Internetauftritte der Beklagten wür-
den gegen § 3a UWG i.V.m. § 9 HWG 
verstoßen. Es läge Werbung für eine 
Fernbehandlung durch die Beklagte vor, 
indem die Stellung der Diagnose und die 
Verschreibung der Medikamente erfolg-
ten, nachdem der Patient seine Symp-
tome und sonstigen erforderlichen Infor-

mationen per Online-Fragebogen mitge-
teilt habe, ohne dass eine persönliche 
Konsultation stattgefunden habe. Eine 
Diagnostik oder Behandlung ohne per-
sönlichen ärztlichen Kontakt mit der be-
troffenen Person entspreche bei den be-
troffenen Krankheitsbildern nicht den all-
gemein anerkannten medizinischen 
Standards im Sinne des § 9 S. 2 HWG. 
Vielmehr sei wegen der Indikation von 
begleitenden (psycho)therapeutischen 
Maßnahmen und der Möglichkeit psychi-
scher Ursachen ein persönliches Ge-
spräch zwischen Arzt und Patient grund-
sätzlich erforderlich. Es komme in die-
sem Zusammenhang nicht auf die Zuläs-
sigkeit der angebotenen Fernbehandlung 
nach irischem oder deutschem ärztlichen 
Berufsrecht an. Die Beklagte verfolgte ih-
ren auf Abweisung der Klage gerichteten 
Antrag mit vom BGH zugelassener Revi-
sion weiter. 
 
Der BGH setzte das Verfahren aus und 
legte dem EuGH die Frage vor, ob die 
Dienstleistungsfreiheit nach Art. 56 
AEUV einer Regelung wie § 9 HWG ent-
gegenstehe, die die Werbung für eine 
nicht den im Inland anerkannten fachli-
chen Standards entsprechende Fernbe-
handlung durch Ärzte, die in einem ande-
ren Mitgliedstaat ansässig sind, verbiete. 
Aus § 9 HWG würde das an in Deutsch-
land ansässige Unternehmen gerichtete 
Verbot folgen, in Deutschland für eine 
Behandlung eines Krankheitsbilds zu 
werben, die durch in Irland ansässige, mit 
dem deutschen Unternehmen verbun-
dene Ärzte, unter Verwendung eines im 
Internet bereitgestellten Fragebogens er-
folge. Dieses Verbot greife zu Lasten der 
in Irland ansässigen Partnerärzte in die 
durch Art. 56 AEUV gewährleistete 
Dienstleistungsfreiheit ein. Daher würde 
sich die Frage stellen, ob eine solche Be-
schränkung der Dienstleistungsfreiheit 
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wegen des besonderen Gefahrenpotenti-
als, das mit einer Fernbehandlung ver-
bunden sei, aus Gründen des Gesund-
heitsschutzes gerechtfertigt sein könne. 
Quelle: Pressemitteilung Nr 056/2026 des BGH 
zu Beschl. v. 26.03.2026, I ZR 118/24  
 
 
Brandenburgisches OLG: Wettbe-
werbsverstoß bei einer Zusendung ei-
nes Telefax-Schreibens an einen nie-
dergelassenen Arzt betreffend eine di-
gitale Gesundheitsanwendung 
Das Brandenburgische Oberlandesge-
richt (OLG) hat bestätigt, dass die unauf-
geforderte Zusendung eines Telefaxkon-
voluts an einen Arzt, in dem der Anbieter 
einer digitalen Gesundheitsanwendung 
(DiGA) diese bewirbt, als wettbewerbs-
widrige, unzumutbare Belästigung zu 
werten ist, wenn der Inhalt über notwen-
dige Patienteninformationen hinausgeht 
und objektiv der Absatzförderung dient. 
Streitgegenstand ist ein wettbewerblicher 
Unterlassungsanspruch wegen Zusen-
dung eines Telefax-Schreibens durch die 
Beklagte an einen niedergelassenen 
Arzt, in dem eine von der Beklagten an-
gebotene digitale Gesundheitsanwen-
dung (DiGA) thematisiert wird. 
 
Der Kläger ist ein beim Bundesamt für 
Justiz nach § 8b UWG gelisteter Wirt-
schaftsverband. Die Beklagte ist eine Ge-
sellschaft, die unter dem Namen „Ge-
sundheitsanwendung 01” eine app-ba-
sierte DiGA zur Adipositas-Therapie bei 
starkem Über-gewicht betreibt. Diese ist 
gem. § 139e SGB V in das Verzeichnis 
für digitale Gesundheitsanwendungen 
(„DiGA-Verzeichnis“) des Bundesinstituts 
für Arzneimittel und Medizinprodukte 
(BfArM) aufgenommen. Die Beklagte 
übersandte einem niedergelassenen 
Hausarzt in Bezug auf einen seiner Pati-

enten ein dreiseitiges Fax, in dem es un-
ter anderem hieß: „Kurzattest […] für Di-
gitale Gesundheitsanwendung (DiGA) 
Bitte gestempelt und unterschrieben an 
Patient/in weiterleiten. Danke! […] [Pati-
ent] hat sich bei uns bezüglich unserer 
Digitalen Gesundheitsanwendung 
(DiGA) „(„Gesundheitsanwendung 01“)" 
gemeldet und zugestimmt, dass wir Sie 
diesbezüglich kontaktieren dürfen. […] 
[Die für die Kostenübernahme erforderli-
che ärztliche Verordnung] ist extra-bud-
getär und belastet Ihr Arznei- und Heilmit-
telbudget nicht. Gerne können Sie zur 
Verordnung unsere Vorlage für das Kurz-
attest (siehe anbei) nutzen. […] Hinweis: 
Bei der DiGA „(„Gesundheitsanwendung 
01“)" kann die neue GOP … für die ärzt-
liche Verlaufskontrolle und Auswertung 
berechnet werden. Dies ist einmal im 
Krankheitsfall möglich und die Leistung 
ist mit 64 Punkten (rund 7,64 Euro) be-
wertet.“  
Dem Fax beigefügt waren ein Formular 
für ein Kurzattest, in das als Indikation 
“Therapie der („Gesundheitsanwendung 
01”)” voreingetragen war, sowie ein Infor-
mationsanforderungsblatt, das die Über-
schrift “Jetzt kostenlos Informationen zur 
digitalen Adipositas-Therapie („Gesund-
heitsanwendung 01“) (DiGA) anfordern“ 
trug, mit dem die Praxis unter anderem 
kostenlose telefonische Beratung und ei-
nen Testzugang anfordern konnte. Der 
Patient hatte gegenüber der Beklagten 
Interesse an der DiGA bekundet, worauf-
hin sie ihn darüber informiert hatte, dass 
sie, sofern gewünscht, mit der betreffen-
den Praxis Kontakt aufnehmen könne, 
um die ärztliche Verordnung einzuholen. 
Der Patient hatte eingewilligt und die Be-
klagte entsprechend bevollmächtigt. Die 
Faxnummer der Praxis hatte der Arzt öf-
fentlich auf seiner Website angegeben 
sowie Patienten dazu aufgefordert, zum 
Zwecke der Rezeptausstellung seine 
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Praxis über Fernkommunikationsmittel 
zu kontaktieren. Mit einem Schreiben 
mahnte der Kläger die Beklagte u.a. we-
gen unlauterer Zusendung von Werbung 
per Telefax ab und forderte sie zur Ab-
gabe einer strafbewehrten Unterlas-
sungserklärung auf. Nachdem das Land-
gericht (LG) die Beklagte antragsgemäß 
verurteilte, legte die Beklagte Berufung 
ein. 
 
Das OLG entschied, dass die Berufung 
der Beklagten erfolglos bleibe und dem 
Kläger der geltend gemachte Unterlas-
sungsanspruch zustehe. Mit der Zusen-
dung des Telefax habe die Beklagte eine 
unlautere und damit unzulässige ge-
schäftliche Handlung vorgenommen, 
weswegen der Kläger dazu berechtigt 
sei, sie auf Unterlassung in Anspruch zu 
nehmen. Das OLG führte aus, dass § 7 
Abs. 1 UWG bestimme, dass geschäftli-
che Handlungen, durch die ein Marktteil-
nehmer in einer unzumutbaren Weise be-
lästigt werde, unzulässig seien. Eine un-
zumutbare Belästigung sei nach § 7 Abs. 
2 Nr. 2 UWG stehts, d.h. ohne die Mög-
lichkeit einer Wertung, bei Werbung unter 
Verwendung eines Faxgerätes, ohne vor-
herige ausdrückliche Einwilligung des 
Adressaten anzunehmen. Dass eine sol-
che Belästigung unzumutbar sei, ergebe 
sich aus der eigenmächtigen Inanspruch-
nahme der Ressourcen des Empfängers, 
der die Kosten des Empfangs (z.B. Pa-
pier und Wartung) zu tragen habe und 
dessen Gerät für die Übertragungsdauer 
für die eigene Verwendung blockiert 
werde. Zudem stelle es eine nicht nur 
zeitliche Belastung dar, die Fax-Mittei-
lung zur Kenntnis zu nehmen, zu sortie-
ren und sich mit ihr auseinanderzuset-
zen. Diese Belastung wiege im Vergleich 
zu Wurfsendungen schwerer, da Telefax-
Werbungen den Eindruck der Wichtigkeit 
und Dringlichkeit erwecken, sowie sich 

der Empfänger gegen unverlangte Zu-
sendung per Telefax nicht wie durch ei-
nen Aufkleber am Briefkasten wehren 
könne. Das Fax, das dem Arzt übersandt 
wurde, habe zudem Werbung enthalten. 
Der Begriff der Werbung sei in § 2 UWG 
zwar nicht definiert, nach Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofes (BGH) 
umfasse er jedoch bereits nach dem all-
gemeinen Sprachgebrauch alle auf För-
derung des Absatzes seiner Produkte 
oder Dienstleistungen gerichteten Maß-
nahmen eines Unternehmens. Damit sei 
sowohl unmittelbar produktbezogene 
Werbung als auch mittelbare Absatzför-
derung wie beispielsweise Sponsoring 
erfasst. Übereinstimmend mit Art. 2 
Buchst. a der Richtlinie 2006/114/EG 
über irreführende und vergleichende 
Werbung sei Werbung deshalb als jede 
Äußerung bei der Ausübung eines Han-
dels, Gewerbes, Handwerks oder freien 
Berufs mit dem Ziel, den Absatz von Wa-
ren oder die Erbringung von Dienstleis-
tungen zu fördern. Dies entspreche der 
Rechtsprechung des EuGH, der den 
Werbungsbegriff ebenfalls nicht auf klas-
sische Formen der Werbung beschränke. 
Die Beklagte habe mit der Übersendung 
des Faxes das Ziel verfolgt, ihren Absatz 
zu fördern. Nach der anzuwendenden 
weiten Definition würde bereits das An-
schreiben werbende Elemente beinhal-
ten. Die Überschrift des Anschreibens 
und der Eingangssatz zählen hierzu zwar 
nicht, da mit den Angaben „Kurzattest für 
Digitale Gesundheitsanwendung (DiGA) 
Bitte gestempelt und unterschrieben an 
Patient/in weiterleiten. Danke!“ und „[Pa-
tient] hat sich bei uns bezüglich unserer 
Digitalen Gesundheitsanwendung 
(DIGA) ‚(„Gesundheitsanwendung 01“)‘ 
gemeldet ….“ im Wesentlichen über das 
Anliegen des Patienten informiert würde, 
welches darin liege, den Arzt im Auftrag 
seines Patienten bzw. des Kunden der 
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Beklagten darüber zu unterrichten, dass 
er eine DiGA auf Kosten der Kranken-
kasse nutzen wolle. Insoweit handele es 
sich um Informationen, die ein Patient, 
der sich persönlich um eine Verord-
nung/einen Indikationsnachweis be-
mühe, seinem Arzt auch übermitteln 
würde. Sich dabei eines Vertreters zu be-
dienen mache diese zur Verwirklichung 
seines Anliegens notwendigen Angaben 
noch nicht zu Werbung. Der Zusatz „Hin-
weis: Bei der DiGA ‚(„Gesundheitsan-
wendung 01“)‘ kann die neue GOP … für 
die ärztliche Verlaufskontrolle und Aus-
wertung berechnet werden. Dies ist ein-
mal im Krankheitsfall möglich und die 
Leistung ist mit 64 Punkten (rund 7,64 
Euro) bewertet“ sei jedoch als Werbung 
zu qualifizieren. Er gehe über das hinaus, 
was ein Patient der sich selbst um ein Re-
zept bzw. einen Indikationsnachweis be-
mühe seinem Arzt gegenüber mitteilen 
würde, indem die Beklagte auf finanzielle 
Vorteile für Ärzte, dessen Patienten ihre 
DiGA nutzen, aufmerksam mache. Durch 
den ausdrücklichen Bezug auf die kon-
krete DiGA der Beklagten, der die ge-
nannte GOP zugeordnet sei, hebe sie 
sich gegenüber anderen hervor und 
stelle somit keine neutrale Information 
dar. Dies sei auch für das Anliegen des 
Patienten, eine ärztliche Verordnung zu 
erhalten, nicht relevant. Die mit dem Te-
lefax angeforderte Verordnung durch den 
Arzt stehe zudem nicht in notwendigem 
Zusammenhang mit der Vergütung der 
ärztlichen Verlaufskontrolle und Auswer-
tung. Es handele sich mithin um Informa-
tionen, die den Arzt in eigenem finanziel-
len Interesse dazu veranlassen sollen, 
ergänzende berufliche Tätigkeiten im Zu-
sammenhang mit der DiGA auszuführen. 
Es beseitige die dargestellte werbende 
Wirkung auch nicht, wenn ein Arzt mög-
licherweise mit dem Abrechnungssystem 
für DiGAs nicht vertraut sein sollte und 

die entsprechende Information begrüße, 
sowie der in Aussicht gestellte finanzielle 
Vorteil gering sei, da durch den Hinweis 
die Aufmerksamkeit des Lesers zusätz-
lich auf das Angebot der Beklagten ge-
lenkt werde. Der Tatbestand der Wer-
bung sei bereits erfüllt, wenn eine Infor-
mation den Zweck verfolge, Dritte auf ein 
Unternehmen aufmerksam zu machen. 
Es sei nicht erforderlich, dass besondere, 
die Leistung beschreibende oder hervor-
hebende Aussagen vorliegen. Auch das 
beigefügte Muster eines Kurztattestes 
enthalte jedenfalls insoweit werbende 
Elemente, als die Voreintragung der 
DiGA die von der Beklagten vertrieben 
wird in das Formular, das vom Arzt unter-
schrieben und vom Patienten bei der 
Krankenkasse einzureichen ist, das Ziel 
verfolge, das Unternehmen der Beklag-
ten dadurch zu fördern, dass kein ande-
rer Anbieter in das Formular eingetragen 
werde und gerade die Leistung der Be-
klagten gegenüber Krankenkassen als 
ersatzpflichtig abgefragt werde. Das Te-
lefaxkonvolut habe auch wegen der auf-
gezeigten Elemente, die über die Weiter-
leitung des Anliegens des Patienten hin-
ausgehen, nicht nur dem Patienten und 
dessen angestrebter Behandlung ge-
dient. Ziel sei daneben auch die Bekannt-
machung des von der Beklagten vertrie-
benen Produktes gewesen sowie auf die 
vorgehaltenen Informationsmöglichkei-
ten für das Praxisteam und die Zurverfü-
gungstellung von Informationsmaterial 
für Patienten aufmerksam zu machen. 
Diese hätten dazu gedient, den Weg für 
weitere Geschäftsabschlüsse zu ebnen 
sowie Weiterempfehlungen seitens des 
Arztes gegenüber weiteren Patienten zu 
ermöglichen. Die Nutzung des Telefax-
anschlusses des Arztes zur Übersen-
dung des Fax sei auch nicht insgesamt 
als zulässige Übermittlung des Patien-
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tenanliegens mit allenfalls einem werbli-
chen Nebeneffekt einzustufen, da mit 
dem Hinweis auf die Vergütungsmöglich-
keiten des Arztes und insbesondere 
durch den Inhalt des Informationsanfor-
derungsblattes ersichtlich wurde, dass es 
der Beklagten nicht in erster Linie um Un-
terstützung des konkret betroffenen Pati-
enten dabei ginge, auf möglichst einfa-
chem Wege eine von seiner Kranken-
kasse finanzierte Gesundheitsanwen-
dung zu erhalten. Das Argument der Be-
klagten, mit der Zusendung des Faxes 
werde kein Absatz gefördert, da der Ver-
kauf der DiGA an den Patienten bereits 
erfolgt sei, greife ebenfalls nicht durch. 
Es sei ohnehin zweifelhaft, ob ein Patient, 
der eine Kostenübernahme durch die 
Krankenkasse bezweckt, tatsächlich eine 
verbindliche rechtsgeschäftliche Bindung 
eingehen wolle, bevor diese Übernahme 
zugesagt sei. Vor allem hänge bei einer 
an eine Vielzahl von Patienten gerichte-
ten App das Ziel der Absatzförderung 
aber nicht isoliert von einem individuellen 
Geschäft ab. Entscheidend sei zudem 
nicht die werbliche Wirkung auf den Pati-
enten, sondern auf den Arzt, dessen Fax 
in Anspruch genommen wird. Der Wer-
becharakter könne dem Faxkonvolut 
auch nicht deshalb abgesprochen wer-
den, weil die Beklagte als rechtsgeschäft-
licher Vertreter des Patienten handele, 
für den die Erklärung unmittelbar wirke (§ 
164 Abs. 1 S. 1 BGB). Die Argumentation 
der Beklagten, der Patient handele nicht 
bei Ausübung eines Gewerbes o.Ä. mit 
dem Ziel der Absatzförderung und ihm 
wäre eine Kontaktaufnahme mit dem Arzt 
per Telefax ausdrücklich gestattet, ver-
kenne das Vorliegen der aufgezeigten 
werblichen Elemente des Faxes, die über 
das, was der Patient dem Arzt mitteilen 
würde, hinausgehen würden. 
Quelle: Brandenburgisches OLG, Urt. v. 
18.11.2025, 6 U 130/24 

OLG Nürnberg: Irreführende Werbung 
für ein "Fachzentrum für medizinische 
Haarentfernung" 
Das Oberlandesgericht Nürnberg (OLG) 
hat im Wege der einstweiligen Verfügung 
entschieden, dass die Bezeichnung 
„Fachzentrum für medizinische Haarent-
fernung“ irreführend i.S.v. § 5 Abs. 1 
i.V.m. Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 3 UWG sei, 
wenn das eingesetzte Personal nicht 
über qualifizierte medizinische Kennt-
nisse oder Fähigkeiten verfügt. 
 
Streitgegenstand des Urteils des OLG ist 
die Frage, ob die Beklagte die Bezeich-
nung „Fachzentrum für medizinische 
Haarentfernung” für ihren Betrieb ver-
wenden darf. Die Klägerin betreibt bun-
desweit sog. Institute zur dauerhaften 
Haarentfernung im Franchisesystem. Die 
Beklagte betrieb unter ihrer damaligen 
Firma bis zum 31.12.2024 als Franchise-
nehmerin der Klägerin in Amberg ein ent-
sprechendes Unternehmen. Nachdem 
sie den Franchisevertrag am 17.12.2024 
außerordentlich gekündigt hatte, übt sie 
seit dem 01.01.2025 diese Tätigkeit als 
Teil einer anderen, mit der Klägerin in 
Wettbewerb stehenden Kette aus. Sie 
verwendete dabei zumindest in der Ver-
gangenheit unter anderem an der Ein-
gangstür die Bezeichnung „Fachzentrum 
für medizinische Haarentfernung“. Die 
Beklagte wurde deshalb von der Klägerin 
am 16.01.2025 abgemahnt. Die gefor-
derte strafbewehrte Unterlassungserklä-
rung gab sie nicht ab. Die Lasergeräte, 
die die Beklagte verwendet, sind „Medi-
zinprodukte ohne medizinische Zweck-
bestimmung“ i.S.d. Art. 1 Abs. 2 i.V.m. 
Anhang XVI Nr. 5 der MDR. Das einge-
setzte Personal ist zwar für den Einsatz 
der verwendeten Geräte zertifiziert, be-
sitzt aber keine medizinische Ausbildung. 
Die Klägerin beantragt im Wege der 
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einstweiligen Verfügung, dass dem Ge-
schäftsführer untersagt wird, die Be-
zeichnung „Fachzentrum für medizini-
sche Haarentfernung“ zu verwenden. 
 
Das OLG bejahte das Vorliegen der Vo-
raussetzungen eines lauterkeitsrechtli-
chen Unterlassungsanspruchs aus § 8 
Abs. 1, Abs. 3 Nr. 1 i.V.m. § 3, § 5 Abs. 1 
UWG. Die Bezeichnung „Fachzentrum 
für medizinische Haarentfernung“ sei 
dann, wenn das eingesetzte Personal 
nicht über qualifizierte medizinische 
Kenntnisse oder Fähigkeiten verfüge, ir-
reführend i.S.v. § 5 Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 
Nr. 1 und 3 UWG. Mit der Bezeichnung 
wende sich die Beklagte an potentielle 
Kundinnen und Kunden, d.h. an Verbrau-
cher. Abzustellen sei demnach darauf, 
wie diese den Begriff verstehen würden 
oder verstehen können. Der Senat er-
kenne eine Vielzahl von Möglichkeiten, 
wie die Bezeichnung „medizinische Haar-
entfernung“, alleine und in Kombination 
mit dem Begriff „Fachzentrum“, von Ver-
brauchern verstanden werden könne. 
Denkbar sei zunächst das Verständnis, 
dass die Verfahren die zur Haarentfer-
nung angewandt werden, wissenschaft-
lich geprüft seien, auf ihre Wirksamkeit 
getestet wurden sowie die Qualität inso-
weit gesichert sei, dass nur vertretbare 
Risiken und Nebenwirkungen bestehen. 
Unterstelle man diese Bedeutung, so 
würde es an einer unwahren Angabe 
i.S.v. § 5 Abs. 1 Var. 1 UWG fehlen, da 
die eingesetzten Laser als Medizinpro-
dukte diesen Anforderungen entspre-
chen würden. Hierfür spreche auch, dass 
die eingesetzten Geräte bei entsprechen-
der medizinischer Indikation auch für der-
matologische Behandlungen geeignet 
seien. Ein ebenso naheliegendes Ver-
ständnis bestehe jedoch darin, dass die 
als „Medizinische Haarentfernung“ be-
worbene Behandlung einen gewissen 

medizinischen Charakter besitze, weil 
das Personal vor Beginn der Behandlung 
und während dieser medizinische indivi-
duelle körperliche Umstände der Kun-
den/Patienten berücksichtige. Der Ver-
kehr erwarte eine irgendwie geartete Be-
ratung und Untersuchung durch die ein-
gesetzten Mitarbeiter dahingehend, ob 
unter Berücksichtigung individueller Um-
stände, wie beispielsweise dem Hauttyp, 
eine Haarentfernung überhaupt vorge-
nommen werden sollte und, wenn ja, mit 
welchen der in Betracht kommenden Me-
thoden. Es würde der Eindruck aufkom-
men, dass im Zusammenhang mit der 
Behandlung stehende pathologische Zu-
stände erkannt werden würden, da nicht 
lediglich von einer „Haarentfernung mit 
medizinischen Geräten“ die Rede sei. 
Das Adjektiv „medizinisch“ beziehe sich 
erkennbar auf „Haarentfernung“ und so-
mit auf den gesamten Vorgang, nicht nur 
auf Aspekte wie die eingesetzten Instru-
mente. Dieser Eindruck würde dadurch 
verstärkt, dass auf dem Türschild unter 
der Bezeichnung als Fachzentrum für 
medizinische Haarentfernung der Zusatz 
„SWT – Laser – Nadelepilation“ angege-
ben ist, wodurch offenbar mehrere Ver-
fahrensweisen in Frage kommen würden. 
Ein potentieller Kunde würde somit eine 
qualifizierte Auswahl und vorangehende 
Beratung für erforderlich halten. Es 
komme des Weiteren ein Verständnis in 
Betracht, dass sich die Behandlung we-
gen der eingesetzten Methoden und/oder 
Personen von einer bei rein kosmetischer 
Zielrichtung angewandten Behandlung 
unterscheide. Diese Unterscheidung sei 
jedoch nicht gegeben. Auch der Um-
stand, dass es durchaus medizinische In-
dikationen für eine Haarentfernung gebe 
und bei Vorliegen derer die Beklagte die 
gebotene Behandlung durchführe, än-
dere nichts daran. Maßgeblich sei, dass 
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der angesprochene Verbraucher auf-
grund der Bezeichnung erwarten könne, 
die Methoden seien andere und gegebe-
nenfalls bessere, als sie von anderen An-
bietern von Haarentfernung zu kosmeti-
schen Zwecken angewandt würden. Für 
ein Verständnis, dass die Behandlung ei-
nen medizinischen Charakter besitze und 
sich von rein kosmetischer Behandlung 
unterscheide spreche auch, dass für den 
durchaus ähnlichen Bereich der Fuß-
pflege nach § 1 S. 2 PodG für das Führen 
der Bezeichnung „Medizinische Fußpfle-
gerin“ bzw. „Medizinischer Fußpfleger“ 
eine Erlaubnis, Berechtigung oder staat-
liche Anerkennung erforderlich sei. Diese 
würden jeweils eine entsprechende Aus-
bildung voraussetzen, die unter anderem 
die Befähigung vermittele, nicht nur allge-
meine, sonder auch spezielle fußpflege-
rische Maßnahmen selbstständig auszu-
führen und dabei pathologische Verände-
rungen oder Symptome von Erkrankun-
gen am Fuß, die eine ärztliche Abklärung 
erfordern, zu erkennen. Sowohl Fuß-
pflege als auch Haarentfernung würden 
sich, je nach konkreter Situation, im 
Grenz- bzw. Überschneidungsbereich 
zwischen medizinischen und kosmeti-
schen Anwendungen bewegen. Aufgrund 
dessen sei die Vorstellung, dass es auch 
im Bereich der „medizinischen“ Haarent-
fernung eine entsprechende Ausbildung 
und Prüfung gebe, naheliegend. Auch in-
dem bei der vorliegenden Bezeichnung 
das Adjektiv „medizinisch“ in einem Zuge 
mit dem Begriff „Fachzentrum“ genutzt 
werde, sei naheliegend, dass „medizi-
nisch“ die besondere Art, Qualität und 
Qualifikation und nicht nur medizinische 
Unbedenklichkeit ausdrücke. Ein „Fach-
zentrum“ impliziere, dass die dort tätigen 
Personen eine besondere Fachkunde 
aufweisen. Die von der Beklagten ver-
wendete Bezeichnung suggeriere, dass 
eine medizinische Qualifikation möglich, 

für den Kunden sinnvoll und bei der Be-
klagten gegeben sei. Die Bezeichnung 
als „Fachzentrum für medizinische Haar-
entfernung“ sei damit entweder als 
„mehrdeutig“ oder als „unklar“ einzuord-
nen. Beides führe zu einer Irreführung. 
Falls man von einer Mehrdeutigkeit des 
Begriffs ausgehe, müsse die Beklagte, 
unabhängig davon, ob sie es auf die 
Mehrdeutigkeit angelegt habe oder nicht, 
die verschieden Bedeutungen gegen sich 
gelten lassen. Es würde daher nur dann 
an einer Irreführung fehlen, wenn jede 
der in Betracht kommenden Bedeutun-
gen mit der Wirklichkeit übereinstimme. 
Dies sei aber nicht der Fall. Unlauterkeit 
sei auch dann gegeben, wenn man die 
Bezeichnung als unklar einstufe, weil der 
Verkehr mit ihr zwar keine klare Vorstel-
lung verbinde, der beworbenen Dienst-
leistung aber gerade objektiv diejenigen 
Merkmale fehlen, in denen der Verkehr 
aufgrund der Werbung den Vorteil des 
Angebots erblicke. Erforderlich sei keine 
genaue Vorstellung von Eigenschaften 
oder Merkmalen, sondern nur, dass bei 
den angesprochenen Kunden Erwartun-
gen aufkommen, die über vage, verscho-
bene Vorstellungen oder Gedankenasso-
ziationen hinausgehen. Dies sei anzu-
nehmen, da die angesprochenen Ver-
braucher hinreichend konkrete Vorstel-
lungen bilden, es würden Handlungen 
und Prüfungen vorgenommen, wie sie 
auch bei medizinischen Behandlungen 
durch z.B. einen Arzt, Heilpraktiker oder 
Physiotherapeuten unternommen wer-
den, wenn auch spezifiziert für den Be-
reich der Haut und Behaarung. Zu beden-
ken sei auch, dass Verbraucher bei ge-
sundheitsbezogenen Aussagen beson-
ders schützenswert seien. Daher müss-
ten strenge Anforderungen an Richtigkeit 
und Klarheit gestellt werden. Gesund-
heitsbezogene Werbeaussagen, die eine 
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gesundheitsfördernde Wirkung oder zu-
mindest eine gesundheitliche Unbedenk-
lichkeit suggerieren, seien von besonde-
rer Bedeutung für die geschäftlichen Ent-
scheidungen von Verbrauchern. Eine ir-
reführende Werbung könne erhebliche 
Gefahren für die Gesundheit einzelner 
Kunden oder auch der Allgemeinheit zur 
Folge haben. Dementsprechend müss-
ten Bezeichnungen, die den Eindruck er-
wecken können, die Wahl eines be-
stimmten Unternehmers sei in gesund-
heitlicher Hinsicht vorteilhaft, besonders 
kritisch daraufhin geprüft werden, welche 
Missverständnisse und Fehlvorstellun-
gen drohen und ob solche Vorteile tat-
sächlich gegeben sind.  
Quelle: OLG Nürnberg, Urt. v. 19.08.2025, 3 U 
562/25 UWG 
 
 
OVG Rheinland-Pfalz: Beschwerde-
recht nach DSGVO erlischt mit Tod 
Das Oberverwaltungsgericht Rheinland-
Pfalz (OVG) hat entschieden, dass sich 
das Schutzregime der DSGVO grund-
sätzlich nur auf den Schutz von Daten le-
bender natürlicher Personen bezieht. Mit 
dem Tod der betroffenen Person erlö-
sche das Recht zur Datenschutzbe-
schwerde nach Art. 77 Abs. 1 DSGVO. 
Die Erben des Verstorbenen seien man-
gels übergangsfähiger Rechtsposition 
i.S.v. § 1922 Abs. 1 BGB grundsätzlich 
nicht berechtigt, dessen Rechte nach 
Art. 77 Abs. 1 DSGVO wahrzunehmen. 
 
Die Klägerin wendet sich gegen die Be-
endigung ihres datenschutzrechtlichen 
Beschwerdeverfahrens. Sie ist Alleiner-
bin ihrer verstorbenen Ehefrau D, die 
Ende 2019 einen Vertrag zur geneti-
schen Analyse von Tumorgewebe mit 
dem I abgeschlossen hatte. Eine Vorkas-
senrechnung wurde über das Konto des 

Institutsinhabers beglichen. Nach Durch-
führung der Untersuchung und Übermitt-
lung des Befundberichts kam es zu er-
gänzenden Beratungsleistungen durch 
den „beratenden Onkologen“ Professor 
Dr. L, der Frau D hierfür im eigenen Na-
men eine gesonderte Rechnung stellte. 
Um eine datenschutzrechtliche Bewer-
tung dieses Vorgehens zu erlangen, 
wandte sich die Klägerin an den Beklag-
ten als Datenschutzaufsichtsbehörde. 
Insbesondere bat sie um eine Einschät-
zung dazu, ob das I berechtigt gewesen 
sei, die im Rahmen der Vertragsabwick-
lung von D erhobenen personenbezoge-
nen Daten an Professor L zu übermitteln, 
der diese wiederum für eigene Zwecke 
(Rechnungsstellung) weiterverarbeitet 
habe. Der Beklagte teilte ihr mit, dass da-
von auszugehen sei, dass Professor L im 
Rahmen seiner Tätigkeit für das I dazu 
befugt war, die Daten der Patientin zu 
verarbeiten. Sein Tätigwerden und damit 
auch die Kenntnisname von personenbe-
zogenen Daten sei von einer Einwilligung 
gedeckt. Eine zweckverändernde Daten-
verarbeitung sei nicht ersichtlich. Er sehe 
daher keine Anhaltspunkte für einen Da-
tenschutzverstoß. Der Beklagte hielt 
auch nach mehreren Schriftwechseln an 
dieser Bewertung fest und beendete, 
auch, da er keine Anhaltspunkte für eine 
Verletzung von Informationspflichten 
nach Art. 13 f. DSGVO sah, das daten-
schutzrechtliche Beschwerdeverfahren. 
Die Klägerin erhob hiergegen Klage. Das 
Verwaltungsgericht (VG) wies die Klage 
unter Hinweis auf fehlende Klagebefug-
nis der Klägerin ab. Sie sei nicht selbst 
von den in Rede stehenden Datenverar-
beitungen betroffen und könne als Erbin 
keine Datenschutzrechte der Erblasserin 
geltend machen. Die Klägerin verfolgte 
mit vom VG zugelassener Berufung ihr 
Vorbringen weiter. 
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Das OVG wies die Berufung ab. Die 
Klage sei zwar zulässig, insbesondere 
sei die Klägerin klagebefugt, da eine Ver-
letzung eigener Rechte bei der Behand-
lung ihrer Datenschutzbeschwerde durch 
den Beklagten zumindest möglich i.S.d. 
§ 42 Abs. 2 VwGO sei. Sie sei jedoch un-
begründet, da die Klägerin weder eine 
betroffene Person nach Art. 77 Abs. 1 
DSGVO sei, noch sei sie dazu berechtigt, 
eine Datenschutzbeschwerde für ihre 
verstorbene Ehefrau einzureichen und 
daraus Rechte geltend zu machen. Dass 
die Klägerin nicht betroffene Person 
i.S.d. Art. 77 Abs. 1 DSGVO sei, ergebe 
sich bereits aus dem Wortlaut der Norm 
und der in Art. 4 DSGVO enthaltenen Le-
galdefinition der „personenbezogenen 
Daten“. Art. 77 Abs.1 DSGVO räume das 
Beschwerderecht jeder „betroffenen Per-
son“ hinsichtlich der „sie betreffenden 
personenbezogenen Daten“ ein. Die Da-
ten der betroffenen Person müssten da-
her deckungsgleich mit der in den Daten 
beschriebenen Person sein. Nach Art. 4 
DSGVO seien „personenbezogene Da-
ten“ alle Informationen, die sich auf eine 
identifizierte oder identifizierbare natürli-
che Person (im Folgenden „betroffene 
Person“) beziehen. Wer durch die Daten 
nicht identifiziert oder identifizierbar ist, 
könne im Umkehrschluss nicht betroffene 
Person i.S.d. Art. 4 Nr. 1, 77 Abs. 1 
DSGVO sein. Die Klägerin beziehe sich 
mit ihrer Beschwerde nicht auf die Verar-
beitung ihrer eigenen personenbezoge-
nen Daten, sondern die ihrer verstorbe-
nen Ehefrau. Sie könne auch nicht die 
Datenschutzrechte der Verstorbenen als 
deren Erbin wahrnehmen, da sie nicht 
nach § 1922 Abs. 1 BGB in die Betroffe-
nenstellung eingetreten sei. Die Erb-
schaft als Gesamtheit der vererbbaren 
Rechtsverhältnisse mit Einschluss der 
Verbindlichkeiten gehe nach § 1922 
Abs. 1 BGB mit Eintreten des Erbfalls auf 

die Erben über. Vererbbar seien unter an-
derem vermögens- und sogar nichtver-
mögensrechtliche Rechtspositionen, so-
weit diese nicht dem höchstpersönlichen 
Bereich zuzuordnen sind oder einen 
überwiegenden Personenbezug aufwei-
sen. Das Recht zur Datenschutzbe-
schwerde nach Art. 77 Abs. 1 DSGVO sei 
keine übergangsfähige Rechtsposition in 
dem Sinne, da sich das Schutzregime der 
DSGVO grundsätzlich („nur“) auf den 
Schutz von lebenden natürlichen Perso-
nen beziehe. Das OVG begründete dies 
unter anderem damit, dass der in der vol-
len Bezeichnung der DSGVO („Verord-
nung […] zum Schutz natürlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten […]“) verwendete Begriff 
„natürliche Person“ ein Schutzkonzept 
impliziere, das auf den Menschen als le-
bende Person abziele. Der Begriff knüpfe 
an die grundsätzlich mit dem Tod en-
dende Rechtsfähigkeit eines Menschen 
an. Dafür spreche auch das informatio-
nelle Selbstbestimmungsrecht als zentra-
les Schutzgut der DSGVO. Der insoweit 
primärrechtlich verbürgte Gewährleis-
tungsgehalt gleiche der im nationalen 
Recht aus Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art. 2 Abs. 
1 GG abgeleiteten Schutzkonzeption. 
Aus dem Prinzip der Selbstbestimmung 
und der freien Entfaltung der Persönlich-
keit ergebe sich, dass der Einzelne 
grundsätzlich die Kontrolle über die ihn 
betreffenden Daten haben solle. Er solle 
sich der Verarbeitung ihrer bewusst sein 
und sie überprüfen können. Das informa-
tionelle Selbstbestimmungsrecht und so-
mit auch das Schutzregime der DSGVO 
würde sich nicht auf Verstorbene erstre-
cken, da die hierfür wesentliche Persön-
lichkeitsentfaltung, das Eingebundensein 
in Kommunikationsbeziehungen und die 
Subjektqualität des Menschen mit dem 
Tod enden würden. Zudem stelle unter 
anderem Erwägungsgrund 27 Satz 1 
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DSGVO ausdrücklich klar, dass die 
DSGVO nicht für die personenbezoge-
nen Daten verstorbener Personen gelte. 
Der Anwendungsbereich der Verordnung 
sei daher für die Daten Verstorbener 
schon nicht eröffnet. Hiervon ausgehend 
gehe das Recht zur Datenschutzbe-
schwerde nach Art. 77 Abs. 1 DSGVO 
grundsätzlich mit dem Tod der betroffe-
nen Person unter. Eine übergangsfähige 
Rechtsposition im Sinne von § 1922 Abs. 
1 BGB bestehe nicht. Die Berechtigung 
zur Datenschutzbeschwerde bezüglich 
der noch zu Lebzeiten der Erblasserin er-
folgten Datenverarbeitung sei zwar zu-
nächst entstanden. Das als höchstper-
sönliches Recht ausgestaltete Beschwer-
derecht nach Art. 77 Abs. 1 DSGVO erlö-
sche jedoch – jedenfalls dann, wenn es 
wie vorliegend noch nicht ausgeübt oder 
durch eine nationalstaatliche Regelung 
(betreffend postmortal geschützter Da-
ten) für anwendbar erklärt wurde – mit 
Tod des Betroffenen. Es sei Ausfluss des 
in Art. 8 GRCh verbürgten Schutzes per-
sonenbezogener Daten und solle dem 
Betroffenen die effektive Durchsetzung 
„seiner“ Datenschutzrechte sichern. Eine 
eigene Betroffenheit liege bei einem Er-
ben jedoch gerade nicht vor. Das daten-
schutzrechtliche Schutzkonzept des Art. 
77 DGSVO setze eine aktive Möglichkeit 
zur Ausübung von Kontroll- und Abwehr-
rechten durch die betroffene Person 
selbst voraus, was mit dem Tod entfalle. 
Bei einer Geltendmachung des An-
spruchs durch die Erben ginge es nicht 
mehr um den Schutz der Grundrechte 
und -freiheiten des Betroffenen. Ein 
Rechteübergang bewirke eine wesentli-
che Änderung der Zweckrichtung der Be-
schwerde. Dies stehe dem Eintritt des Er-
ben in die Rechtsposition des Erblassers 
entgegen. Auch bestätige die durch 
Art. 80 DSGVO getroffene Regelung das 
Verständnis von Art. 77 Abs. 1 DSGVO 

als höchstpersönliches Recht, indem sie 
die Beauftragung eines Dritten mit der 
Durch- und Umsetzung der Rechte der 
DSGVO an qualifizierte Voraussetzun-
gen knüpft, die ein Erbe nicht erfülle. 
Dass teilweise im Zusammenhang mit 
Auskunftsansprüchen angenommen 
werde, dass höchstpersönliche Ansprü-
che ausnahmsweise von den Erben gel-
tend gemacht werden können, wenn 
diese zwingende Voraussetzung für die 
Geltendmachung (anderer) vermögens-
rechtlicher Ansprüche seien, lasse sich 
auf den vorliegenden Fall mitunter wegen 
des (bewusst) eingeschränkten Schutz-
konzeptes der DSGVO nicht übertragen. 
Auch biete das postmortale Persönlich-
keitsrecht keine andere Auslegung, da 
die Schutzwirkungen dessen nicht iden-
tisch mit dem Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung lebender Personen 
seien. Art. 1 Abs. 1 GG schütze postmor-
tal alleine den allgemeinen Achtungsan-
spruch Verstorbener vor grober Herab-
würdigung und Erniedrigung, sowie den 
sittlichen, personalen und sozialen Gel-
tungswert, der durch die eigene Lebens-
leistung erworben wurde. Der nationale 
Gesetzgeber habe auch keine Bestim-
mungen für eine Datenschutzbe-
schwerde betreffend der Daten Verstor-
bener geschaffen. Die Klägerin könne 
sich auch nicht auf den (postmortalen) 
Sozialdatenschutz berufen. Da die Mitar-
beiter und Ärzte des Instituts keine Stelle 
i.S.d. § 35 SGB I seien, handele es sich 
bei den Daten der Erblasserin auch nicht 
um Sozialdaten i.S.d. § 67 Abs. 2 SGB X.  
Quelle: OVG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 
28.11.2025, 10 A 11059/23.OVG  
 
 
LSG Sachen-Anhalt: Sozialversiche-
rungspflicht einer Physiotherapeutin 
Das Landessozialgericht Sachsen-Anhalt 
(LSG) hat entschieden, dass die Tätigkeit 
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als Physiotherapeutin grundsätzlich so-
wohl als selbstständige Tätigkeit als auch 
in Form einer abhängigen Beschäftigung 
erbracht werden kann. Es spricht aller-
dings wesentlich für das Vorliegen einer 
abhängigen Beschäftigung, wenn eine 
Physiotherapeutin selbst keine Zulas-
sung als Leistungserbringern hat und die 
Abrechnung gegenüber den gesetzlichen 
Krankenkassen über eine Physiothera-
piepraxis mit entsprechender Zulassung 
erfolgt. 
 
Im Zentrum des Rechtsstreits steht die 
Frage, ob die beigeladene Physiothera-
peutin (im Folgenden: die Beigeladene) 
im Zeitraum vom 01.03.2014 bis zum 
31.12.2015 bei der Klägerin als Physio-
therapeutin abhängig beschäftigt war und 
ob die Beklagte, die Deutsche Renten-
versicherung (DRV), zu Recht für den 
entsprechenden Zeitraum Sozialversi-
cherungsbeiträge (Renten-, Kranken-, 
Pflege- und Arbeitslosenversicherung) 
nachfordern kann. Die Klägerin betrieb 
im genannten Zeitraum eine Praxisge-
meinschaft für Physiotherapie, in der die 
Beigeladene zunächst bis zum 
28.02.2014 als Physiotherapeutin abhän-
gig beschäftigt war. In einem Vertrag vom 
01.03.2014 regelten die Klägerin und die 
Beigeladene, dass diese eine Tätigkeit 
als freier Mitarbeiter in der vom Praxisin-
haber selbstständig geführten Kranken-
gymnastikpraxis aufnimmt. Laut Vertrag 
war sie nicht weisungsgebunden, unter-
lag nicht den allgemeinen Praxisregeln 
und bestimmte ihre Tätigkeitszeit und Ur-
laubsnahme selbst. Der Vertrag sah vor, 
dass lediglich eine Abstimmung mit dem 
Praxisinhaber hinsichtlich der Bele-
gungsmöglichkeiten der Praxisräume er-
folgen sollte. Die Abrechnung der durch-
geführten Behandlungen gegenüber der 
Krankenkassen sollte durch die Klägerin 
erfolgen. Die Beigeladene verpflichtete 

sich zur Durchführung der Meldungen an 
unter anderem Kranken- und Rentenver-
sicherung und dazu, erfolgte entspre-
chende Zahlungen und Bescheinigungen 
dem Praxisinhaber vor Aufnahme der Tä-
tigkeit vorzulegen. Laut Vertrag zahlte 
der Praxisinhaber keine anfallenden 
Steuern und Sozialversicherungsbei-
träge. Die Beklagte stellte im Rahmen ei-
ner Betriebsprüfung nach § 28p Abs. 
SGB IV bei der Klägerin fest, dass die 
Beigeladene als sozialversicherungs-
pflichtig einzustufen sei. Die Beklagte er-
ließ daraufhin den streitgegenständlichen 
Bescheid über das Bestehen der Versi-
cherungspflicht der Beigeladenen und 
die entsprechende Nachforderung von 
Beiträgen zur Kranken-, Renten-, Pflege- 
und Arbeitslosenversicherung. Begrün-
det wurde dieser damit, dass die Beigela-
dene physiotherapeutische Leistungen in 
den Praxisräumen der Klägerin erbracht 
habe. Sie habe im Rahmen ihrer Tätigkeit 
keine eigenen Arbeitnehmer beschäftigt. 
Eine eigene Betriebsnummer habe nicht 
existiert. Auch eigene Geschäfts- bzw. 
Behandlungsräume habe die Beigela-
dene nicht unterhalten. Zudem habe die 
Beigeladene nicht über eine eigene Kas-
senzulassung verfügt. Die Abrechnung 
für die von ihr durchgeführten Behand-
lungen mit den Sozialversicherungsträ-
gern und Privatpatienten sei ausweislich 
des Vertrages durch die Klägerin erfolgt. 
Nach außen hin sei somit die Klägerin als 
verantwortliche Praxisbetreiberin aufge-
treten. Als Praxisinhaberin habe sie das 
Risiko des wirtschaftlichen Praxisbe-
triebs getragen, der sich an den zwischen 
der Klägerin und den Krankenkassen gel-
tenden Vertrags- und Vergütungsrege-
lungen orientiert habe. Die Beigeladene 
sei am wirtschaftlichen Erfolg der Praxis 
unabhängig vom Ausmaß ihres eigenen 
Arbeitseinsatzes nicht beteiligt gewesen. 
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Ein gewichtiges Indiz für eine selbststän-
dige Tätigkeit sei das mit dem Einsatz ei-
genen Kapitals verbundene erhebliche 
Unternehmerrisiko. Das Unternehmerri-
siko sei zum einen durch den Einsatz fi-
nanzieller Mittel geprägt, um einen zum 
Zeitpunkt des Einsatzes dieser Mittel un-
gewissen Gewinn zu erzielen, zum ande-
ren auch durch das Risiko des Einsatzes 
der eigenen Arbeitskraft, wenn offen-
bleibe, ob der Arbeitende für seine Tätig-
keit überhaupt Entgelt erhalten. Ein Kapi-
taleinsatz der Beigeladenen habe im zu 
beurteilenden Beschäftigungsverhältnis 
nicht vorgelegen. Die Beigeladene habe 
ein Honorar in Höhe von 70 % des Ab-
rechnungsbetrages der Behandlungsleis-
tung erhalten. Da die Höhe der Vergü-
tung somit nicht vom Gelingen der Tätig-
keit abhängig gewesen sei, komme diese 
lediglich einer Gegenleistung für die ge-
schuldete Arbeitsleistung gleich. Die Ver-
gütung sei nicht mit einem Verlustrisiko 
belastet gewesen, wie es bei selbststän-
dig Tätigen üblich sei.  Die Klägerin legte 
gegen diesen Bescheid zunächst erfolg-
los Widerspruch ein. Das Sozialgericht 
(SG) hob nach Klageerhebung den Be-
scheid der Beklagten auf. Die Beklagte 
ging daraufhin gegen dieses Urteil vor 
dem LSG in Berufung.  
 
Das LSG entschied, dass die zulässige 
Berufung der Beklagten auch begründet 
sei, da der angefochtene Bescheid recht-
mäßig sei. Die Beklagte sei zutreffend 
von einer abhängigen Beschäftigung der 
Beigeladenen bei der Klägerin ausge-
gangen. Maßgeblich für die Beurteilung 
des Vorliegens einer abhängigen Be-
schäftigung sei § 7 Abs. 1 S. 1 SGB IV, 
wonach Beschäftigung die nichtselbst-
ständige Arbeit, insbesondere in einem 
Arbeitsverhältnis, ist. Nach ständiger 
Rechtsprechung des Bundessozialge-
richts (BSG) sei für das Vorliegen einer 

Beschäftigung eine persönliche Abhän-
gigkeit des Arbeitnehmers vom Arbeitge-
ber erforderlich. Dies sei anzunehmen, 
wenn der Beschäftigte in einem fremden 
Betrieb eingegliedert sei und dabei einem 
Weisungsrecht des Arbeitgebers unter-
liege, das Zeit, Dauer, Ort und Art der 
Ausführung umfasse. Eine selbststän-
dige Tätigkeit sei demgegenüber durch 
das eigene Unternehmerrisiko, das Vor-
handensein einer eigenen Betriebsstätte, 
die Verfügungsmöglichkeit über die ei-
gene Arbeitskraft und die im Wesentli-
chen frei gestaltete Tätigkeit und Arbeits-
zeit gekennzeichnet. Für die Unterschei-
dung sei auf das Gesamtbild der Arbeits-
leistung abzustellen und hänge davon 
ab, welche Merkmale überwiegen. Zur 
Abgrenzung sei regelmäßig vom Inhalt 
der zwischen den Beteiligten getroffenen 
Vereinbarungen auszugehen. Grund-
sätzlich könne die Tätigkeit als Physio-
therapeutin sowohl in Form einer abhän-
gigen Beschäftigung, als auch einer 
selbstständigen Tätigkeit erbracht wer-
den. Es spreche jedoch wesentlich für 
das Vorliegen einer abhängigen Beschäf-
tigung, wenn, wie im konkreten Fall, 
keine Zulassung als Leistungserbringerin 
vorliege und die Abrechnung gegenüber 
den gesetzlichen Krankenkassen über 
eine Physiotherapiepraxis mit entspre-
chender Zulassung erfolge. Die Beigela-
dene sei für die Ausübung ihrer Tätigkeit 
bei gesetzlich Krankenversicherten auf 
die Eingliederung in die fremde Betriebs-
organisation der Klägerin angewiesen 
gewesen. Die von der Klägerin als ab-
rechnendes physiotherapeutisches Un-
ternehmen übernommene Gesamtver-
antwortung für die fach- und vertrags-
gerechte Leistungserbringung spreche 
daher indiziell für eine funktionsgerecht 
dienende Einbindung der Beigeladenen 
in den Arbeitsprozess und damit für das 
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Vorliegen einer abhängigen Beschäfti-
gung. Deshalb sei die Tätigkeit eines 
Physiotherapeuten ohne Zulassung als 
Leistungserbringer nur dann als selbst-
ständige Tätigkeit zu bewerten, wenn 
gewichtige Indizien für eine Selbststän-
digkeit vorliegen. Solche seien hier nicht 
gegeben. Zwar waren sich die Beteiligten 
einig, dass die Beigeladene auf selbst-
ständiger Basis arbeiten solle. Allein der 
Wille führe jedoch nicht dazu, dass von 
einer selbstständigen Tätigkeit ausge-
gangen werden könne. Die Versiche-
rungspflicht ergebe sich aus dem Gesetz 
und könne daher nicht Gegenstand einer 
einzelvertraglichen Abrede sein. Weil die 
Träger der Sozialversicherung Einrich-
tungen des öffentlichen Rechts seien 
und das Rechtsinstitut der Pflichtversi-
cherung auch der Funktionsfähigkeit 
der Sozialversicherungssysteme diene, 
komme einer privatautonomen Gestal-
tung im Sozialversicherungsrecht nicht 
die gleiche Bedeutung zu wie etwa im 
Arbeitsrecht. Insbesondere könne eine 
sozialversicherungsrechtlich erhebli-
che Beschäftigung auch dann vorlie-
gen, wenn kein Arbeitsvertrag im ar-
beitsrechtlichen Sinne geschlossen 
worden sei. Die Sozialversicherung 
diene neben der sozialen Absicherung 
des Einzelnen auch dem Schutz der 
Mitglieder der Pflichtversicherungssys-
teme, die in einer Solidargemeinschaft 
zusammengeschlossen sind. Über die 
rechtliche Einordnung einer Tätigkeit 
könne daher hier nicht aufgrund vertrag-
licher Vereinbarungen entschieden wer-
den. Für eine selbstständige Tätigkeit 
spreche zwar, dass die Beigeladene bei 
der Ausübung der Tätigkeit insoweit frei 
war, dass sie sich die Patienten und An-
zahl derer frei aussuchen könne und we-
der feste Arbeitszeiten noch eine Anwe-
senheitspflicht existierten. Sie sei nach 
außen hin beispielsweise durch eigene 

Visitenkarten unternehmerisch aufgetre-
ten, habe ihren Urlaub ohne, dass die 
Klägerin ihr Einverständnis geben 
musste, genommen und durch Arbeitsun-
fähigkeit eintretende Verdienstausfälle 
selbst kompensieren müssen. Ein nen-
nenswertes unternehmerisches Risiko 
sei jedoch abzulehnen. Die von der Bei-
geladenen aufgewandten Kosten (Ar-
beitsmittel, Visitenkarten, Internetauftritt 
bei Google) seien als gering einzustufen 
oder würden, wie beispielsweise Kosten 
für Fahrten zur Praxis, auch bei abhängig 
Beschäftigten anfallen. Das LSG führt 
auch aus, dass die Beigeladene bei der 
Durchführung von Behandlungen von ge-
setzlich versicherten Patienten dem um-
fänglichen Weisungsrecht der Klägerin 
unterlegen habe, da die Behandlungen 
im vorgegebenen Rahmen des Leis-
tungserbringungsrechts und der ärztli-
chen Verordnungen stattfinden müssten. 
Die Klägerin sei aufgrund der Kassenzu-
lassung dazu verpflichtet gewesen, den 
Verlauf der durchgeführten Behandlun-
gen zu kontrollieren und habe insoweit 
die Gesamtverantwortung getragen. Hie-
ran ändere auch die vertraglich verein-
barte Haftungsfreistellung nicht. Denn 
diese betreffe lediglich das Innenverhält-
nis zwischen der Beigeladenen und der 
Klägerin. Die Beigeladene habe auch 
keine eigenen Arbeitnehmer zur Erledi-
gung ihrer Aufgaben beschäftigt, sondern 
habe ihre eigene Arbeitskraft gegen eine 
vorab festgelegte Bezahlung eingesetzt, 
die keinen Spielraum für Gewinnmaxi-
mierung zugelassen habe. Selbst wenn 
die Beigeladene zu 1. eigene Hilfskräfte 
hätte einsetzen wollen, hätte sich die Klä-
gerin über deren Qualifikation erst ein 
Bild machen müssen, was ein Mitspra-
cherecht der Klägerin impliziert. 
Quelle: LSG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 
15.10.2025, L 3 BA 15/24 



 

 

www.GesundheitsRecht.com - 18 - 

 
____________________________Kontaktdaten______________________________ 
 
 
 
Büro Frankfurt / Main 
Hanauer Landstraße 328-330 
60134 Frankfurt am Main 
Telefon (069) 94 74 15 70 
E-Mail: Frankfurt@GesundheitsRecht.com 

 Büro Hamburg  
Brandswiete 4 
20457 Hamburg 
Telefon (040) 39 10 69 70 
E-Mail: Hamburg@GesundheitsRecht.com 

   
Büro Köln 
Oberländer Ufer 184 
50968 Köln (Marienburg) 
Telefon (0221) 67 00 99 - 0 
E-Mail: Koeln@GesundheitsRecht.com 

  

 

mailto:Frankfurt@GesundheitsRecht.com
mailto:Hamburg@GesundheitsRecht.com
mailto:Koeln@GesundheitsRecht.com


 

 

www.GesundheitsRecht.com - 19 - 

________________________ECHO________________________________ 
 
 
Schreiben Sie uns, wenn Sie sich für besondere Themenschwerpunkte interessieren oder 
Fragen zu den aktuellen Themen haben. 
 
 
Fax: 069 / 94 74 157-19 
 
E-Mail: frankfurt@gesundheitsrecht.com 
 
 
Name, Titel: 
______________________________________________________________________ 
 
 
Vorname: 
______________________________________________________________________ 
 
 
Unternehmen/Praxis: 
______________________________________________________________________ 
 
 
Telefon:       E-Mail: 
______________________________________________________________________ 
 
 
Themenschwerpunkt/Frage: 
______________________________________________________________________ 
 
______________________________________________________________________ 
 
______________________________________________________________________ 
 
______________________________________________________________________ 
 
______________________________________________________________________
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